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Königlicher Gesetzeserlass 8/2020 über außerordentliche 

Maßnahmen zur Bekämpfung der wirtschaftlichen und sozialen 

Auswirkungen von COVID-19 

 

 
 

Am 18. März wurde der Königliche Gesetzeserlass 8/2020 vom 17. März über dringende 

außerordentliche Maßnahmen zur Bewältigung der wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen von 

COVID-19 im Staatsanzeiger (BOE) veröffentlicht. Im Folgenden fassen wir die wichtigsten 

Maßnahmen dieses Königlichen Gesetzeserlasses zusammen, die sich auf die folgenden Bereiche 

auswirken:  

 

I. Maßnahmen im Bereich der Beschäftigung 

 

II. Maßnahmen im Bereich der Besteuerung 

 

III. Maßnahmen im gewerblichen Bereich, die juristische Personen des Privatrechts 

betreffen 
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I. Maßnahmen im Bereich der Beschäftigung 

 

 Bevorzugte Arbeitsweise von Telearbeit 

Es müssen Organisationssysteme geschaffen werden, die es ermöglichen, die Tätigkeit durch 
alternative Mechanismen aufrechtzuerhalten, insbesondere durch Fernarbeit, wo immer dies 
technisch möglich und sinnvoll ist. Diese alternativen Maßnahmen, insbesondere die Fernarbeit, 
müssen Vorrang vor einer vorübergehenden Einstellung oder Reduzierung der Tätigkeit haben. 
 

 Recht auf Anpassung und Verkürzung der Arbeitszeit 

1. Arbeitnehmer, die nachweisen können, dass sie gegenüber ihrem Ehepartner oder 
Lebensgefährten sowie gegenüber Familienangehörigen bis zum zweiten Grad des 
Arbeitnehmers eine Fürsorgepflicht haben, haben das Recht, ihre Arbeitszeit 
anzupassen und/oder zu reduzieren, wenn außergewöhnliche Umstände im 
Zusammenhang mit Maßnahmen zur Verhinderung der Übertragung des COVID-19 
auftreten.  
 

2. Die erstmalige Festlegung bleibt sowohl im Umfang als auch im Inhalt dem Beschäftigten 
überlassen. 
Das Recht auf Anpassung der Arbeitszeit kann die Verteilung der Arbeitszeit oder jeden 
anderen Aspekt der Arbeitsbedingungen betreffen. Das kann aus einem Schichtwechsel, 
einer Änderung der Arbeitszeiten, flexiblen Arbeitszeiten, geteilten oder 
durchgehenden Arbeitszeiten, einem Wechsel des Arbeitsortes, einem Wechsel der 
Funktionen, einer Änderung der Art und Weise, wie die Arbeit ausgeführt wird, 
einschließlich der Fernarbeit, oder jeder anderen Änderung der Bedingungen, die im 
Unternehmen verfügbar sind oder die in angemessener und vertretbarer Weise 
umgesetzt werden können, bestehen. 
 

3. Die Beschäftigten haben Anspruch auf eine besondere Arbeitszeitverkürzung mit einer 
proportionalen Kürzung ihres Gehalts. 
Die besondere Arbeitszeitverkürzung muss dem Unternehmen 24 Stunden im Voraus 
mitgeteilt werden und kann erforderlichenfalls 100 % des Arbeitstages ausmachen. 
Im Falle von Arbeitszeitverkürzungen von bis zu 100 % muss der Anspruch des 
Arbeitnehmers gerechtfertigt, angemessen und der Situation des Unternehmens 
angepasst sein. 

 
 

 Maßnahmen zur Flexibilisierung der Mechanismen zur vorübergehenden Anpassung der 

Tätigkeit, um Entlassungen zu vermeiden. 

Außerordentliche Maßnahmen in Bezug auf die Verfahren zur Aussetzung von Verträgen und 
zur Reduzierung der Arbeitszeit aufgrund höherer Gewalt.  
 

1. Aussetzungen von Verträgen und Arbeitszeitverkürzungen als unmittelbare Ursache von 
Geschäftsausfällen infolge des COVID-19, einschließlich der Erklärung des Alarmzustands, 
was die Aussetzung oder Einstellung von Aktivitäten, die vorübergehende Schließung von 
Räumlichkeiten mit Publikumszufluss, Einschränkungen des öffentlichen Verkehrs und 
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allgemein der Mobilität von Personen und/oder Gütern bedeutet, Mangel an Lieferungen, 
der die Fortsetzung der normalen Geschäftstätigkeit ernsthaft beeinträchtigt, oder in 
dringenden und außerordentlichen Situationen aufgrund der Ansteckung des Personals 
oder der Anwendung von vorbeugenden Isolierungsmaßnahmen, die von der 
Gesundheitsbehörde angeordnet wurden und die ordnungsgemäß anerkannt sind, werden 
als höhere Gewalt betrachtet. 

 

2. Besonderheiten in Bezug auf das in den gesetzlichen Vorschriften festgelegte Verfahren: 

 

a) Das Verfahren wird auf Antrag des Unternehmens eingeleitet, dem ein Bericht über 

den Geschäftsausfall infolge von COVID-19 und gegebenenfalls den entsprechenden 

Belegen beigefügt wird. Das Unternehmen muss den Arbeitnehmern seinen Antrag 

mitteilen und den vorherigen Bericht und ggf. weitere Unterlagen an die 

Arbeitnehmervertretung übermitteln. 

 

b) Das Vorliegen von höherer Gewalt muss von der Arbeitsbehörde bestätigt werden. 

 

c) Die Entscheidung der Arbeitsbehörde ergeht innerhalb von fünf Tagen nach Eingang 

des Antrags, gegebenenfalls nach Vorlage eines Berichts der Arbeits- und 

Sozialversicherungsinspektion, und beschränkt sich darauf, gegebenenfalls das 

Vorliegen der vom Unternehmen behaupteten höheren Gewalt festzustellen. 

 

d) Das Unternehmen trifft eine Entscheidung über die Anwendung von Maßnahmen zur 

Aussetzung von Verträgen oder zur Reduzierung der Arbeitszeit, die ab dem Datum des 

Ereignisses, das die höhere Gewalt verursacht, wirksam werden. 

 

e) Der Bericht der Arbeits- und Sozialversicherungsinspektion, dessen Antrag für die 

Arbeitsbehörde fakultativ ist, wird innerhalb einer nicht verlängerbaren Frist von fünf 

Tagen erstellt. 

 
 
Außerordentliche Maßnahmen in Bezug auf die Verfahren zur Aussetzung und Verkürzung der 
Arbeitszeit aus wirtschaftlichen, technischen, organisatorischen und produktionstechnischen 
Gründen. 
 
1. Besonderheiten in Bezug auf das in den gesetzlichen Vorschriften festgelegte Verfahren: 
 

a. Falls es keine gesetzliche Arbeitnehmervertretung gibt, wird der Ausschuss, der die 
Arbeitnehmer bei den Verhandlungen während des Konsultationszeitraums vertritt, aus 
den repräsentativsten Gewerkschaften des Sektors, dem das Unternehmen angehört, 
gebildet und hat die Legitimität, dem Verhandlungsausschuss des geltenden 
Tarifvertrags anzugehören. Der Ausschuss besteht aus einer Person pro Gewerkschaft, 
die diese Anforderungen erfüllt. Wenn diese Vertretung nicht gebildet wird, setzt sich 
der Ausschuss aus drei Arbeitnehmern des Unternehmens selbst zusammen. 
In jedem der oben genannten Fälle muss die repräsentative Kommission innerhalb einer 
nicht verlängerbaren Frist von 5 Tagen gebildet werden.  
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b. Der Zeitraum der Konsultation zwischen dem Unternehmen und den 
Arbeitnehmervertretern oder der im vorstehenden Punkt vorgesehenen 
Vertretungskommission darf die Höchstdauer von sieben Tagen nicht überschreiten.  
 

c. Der Bericht der Arbeits- und Sozialversicherungsinspektion, dessen Antrag für die 
Arbeitsbehörde fakultativ ist, wird innerhalb einer nicht verlängerbaren Frist von sieben 
Tagen erstellt. 

 
 
Außerordentliche Maßnahmen zu Beitragszahlungen hinsichtlich der Verfahren zur 
Aussetzung von Verträgen und zur Verkürzung der Arbeitszeit aufgrund höherer Gewalt im 
Zusammenhang mit COVID-19. 
 

1. In den Fällen der aufgrund höherer Gewalt genehmigten Aussetzung von Verträgen 

und Arbeitszeitverkürzung wird der Sozialversicherungsbeitrag des Unternehmens für 

die Dauer der Aussetzung von Verträgen oder der Arbeitszeitverkürzung nicht mehr 

100 % betragen, wenn das Unternehmen am 29. Februar 2020 weniger als 50 

Beschäftigte hat. Wenn das Unternehmen 50 oder mehr Mitarbeiter hat, beträgt die 

Befreiung von der Beitragspflicht 75% des Arbeitgeberbeitrags. 

 

2. Diese Befreiung hat keine Auswirkungen auf die Arbeitnehmer, und die Beiträge gelten 

im betreffenden Zeitraum als in jeder Hinsicht effektiv geleistet. 

 

Außerordentliche Maßnahmen zum Schutz vor Arbeitslosigkeit 

1. In Fällen, in denen das Unternehmen aufgrund der außergewöhnlichen Umstände, die in 

diesem Königlichen Gesetzesdekret geregelt sind, beschließt, Verträge auszusetzen oder die 

Arbeitszeit vorübergehend zu verkürzen, wird die staatliche Arbeitsverwaltung 

 

a) den Anspruch auf beitragsabhängige Arbeitslosenunterstützung für die betroffenen 

Arbeitnehmer anerkennen, auch wenn sie nicht über die dafür erforderliche 

Mindestdauer der beitragspflichtigen Beschäftigung verfügen; 

b) die Zeit, in der das Arbeitslosengeld auf dem beitragspflichtigen Niveau bezogen wird, 

nicht auf die maximalen Bezugszeiten für künftige Leistungen anrechnen. 

In jedem Fall wird ein neuer Anspruch auf beitragsabhängige Arbeitslosenunterstützung mit 
folgenden Besonderheiten hinsichtlich der Höhe und Dauer anerkannt: 
 
a) Die reguläre Bemessungsgrundlage der Leistung ist diejenige, die sich aus der 

Berechnung des Durchschnitts der Bemessungsgrundlagen der letzten 180 Beitragstage 

oder, in Ermangelung dessen, des Zeitraums unmittelbar vor der gesetzlichen Situation 

der Arbeitslosigkeit ergibt, die im Rahmen des Arbeitsverhältnisses gearbeitet wurde, 

das von den außerordentlichen Umständen betroffen ist, die direkt zur Aussetzung des 

Vertrags oder zur Verkürzung der Arbeitszeit geführt haben. 

 

b) Die Leistung wird bis zum Ende des Zeitraums der Aussetzung des Arbeitsvertrags oder 

der vorübergehenden Arbeitszeitverkürzung gewährt.  
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Sicherung der Beschäftigung. 
 
Die im Königlichen Gesetzesdekret 8/2020 vorgesehenen außerordentlichen Maßnahmen im 
Bereich der Beschäftigung unterliegen der Verpflichtung des Unternehmens, das 
Beschäftigungsverhältnis für einen Zeitraum von sechs Monaten ab dem Datum der 
Wiederaufnahme der Tätigkeit aufrechtzuerhalten. 
 

Gültigkeit. 

Die in diesem königlichen Verordnungsgesetz vorgesehenen Maßnahmen bleiben für einen 
Zeitraum von einem Monat nach seinem Inkrafttreten in Kraft, unbeschadet der Möglichkeit, 
dass ihre Dauer von der Regierung durch ein königliches Verordnungsgesetz nach einer 
Beurteilung der Lage verlängert wird. Ungeachtet des Vorstehenden unterliegen die in diesem 
königlichen Gesetzesdekret vorgesehenen Maßnahmen, die eine feste Laufzeit haben, dieser 
Laufzeit. 
 
 
 

II. Maßnahmen im Bereich der Besteuerung 

 

1. Zuweisung von Befugnissen für die Zollabfertigung: Der Leiter der Zoll- und 
Verbrauchssteuerabteilung der staatlichen Steuerverwaltungsbehörde kann 
vereinbaren, dass das Anmeldeverfahren und die darin enthaltene Zollabfertigung von 
einer beliebigen Stelle oder einem Beamten des Zoll- und Verbrauchssteuerbereichs 
durchgeführt wird. Diese Maßnahme wird die Ein- und Ausfuhren beschleunigen, da die 
Abfertigung über bestehende Computeranwendungen durchgeführt werden kann, 
ohne dass diese von einer Stelle oder einem Beamten des Zoll- und 
Verbrauchsteuergebiets geändert werden müssen. 
 

 
2. Aussetzung der Fristen im Steuerbereich: 

 

Die Fristen werden im Falle von Steuerschulden, die sich aus Steuerfestsetzungen 

ergeben, flexibler gestaltet: 

 

a) Was die Fristen betrifft, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Königlichen 
Gesetzesdekrets bereits begonnen haben und noch nicht abgelaufen sind, so 
werden diese bis zum 30. April 2020 verlängert. 
 

b) Die ab Inkrafttreten dieser Maßnahme mitzuteilenden Fristen werden bis zum 20. 
Mai 2020 verlängert, es sei denn, die durch die allgemeinen Vorschriften gewährte 
Frist ist länger; in diesem Fall gilt letztere. 
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Diese Fristverlängerung wird sich auf folgende Situationen auswirken: 
 

 Fristen zur Zahlung der Steuerschuld, die sich aus den Steuerfestsetzungen 
ergeben (in der freiwilligen und der vollziehenden Phase), 

 Ablauf der Fristen und Teilzahlungen von gewährten Aufschub- und 
Teilzahlungsvereinbarungen, 

 Fristen im Zusammenhang mit der Durchführung von Auktionen und der 
Vergabe von Waren, 

 Fristen zur Erfüllung von Auflagen, Beschlagnahmeverfahren und 
Auskunftsersuchen mit steuerlichen Auswirkungen im Rahmen einer 
Stellungnahme bei Eröffnung solcher Verfahren oder Anhörungen, die in 
Steuerantragsverfahren erlassen werden.  

 Im Fall a) oben betrifft diese Aussetzung auch Sanktions- oder 
Nichtigkeitsverfahren, die Rückerstattung von unrechtmäßigen Einnahmen 
und die Berichtigung von materiellen Fehlern und den Widerruf. 

 Darüber hinaus wird im Rahmen des Zwangsvollstreckungsverfahrens die 
Ausführung von Garantien für Immobilien ab dem Inkrafttreten dieses 
königlichen Gesetzeserlasses bis zum 30. April 2020 nicht mehr möglich sein. 

 Fristen zur Beantwortung von Auskunftsersuchen der Generaldirektion des 
Katasters, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses königlichen 
Gesetzeserlasses innerhalb der Beantwortungsfrist liegen, werden bis zum 
30. April 2020 verlängert.  

 
Kommt der Steuerpflichtige, ungeachtet der Möglichkeit, von der Verlängerung der 
Fristen in den vorstehenden Abschnitten Gebrauch zu machen oder ohne dieses Recht 
ausdrücklich in Anspruch zu nehmen, der Anordnung oder dem Auskunftsersuchen mit 
steuerlichen Auswirkungen nach oder legt er seine Argumente vor, gilt das Verfahren 
als abgeschlossen. 
 
 

Fälle, die von der genehmigten Aussetzung der Fristen nicht betroffen sind: 

 

 Zahlung von Steuerschulden, die sich aus einer Selbstveranlagung ergeben, die 
in den durch die Vorschriften der jeweiligen Steuer festgelegten Zeiträumen 
gezahlt werden müssen. 

 Die Zahlung von Steuerschulden, die sich aus Zoll- und Steueroperationen des 
Außenhandels ergeben, muss innerhalb der durch ihre eigenen Vorschriften 
festgelegten Frist erfolgen. Ebenso wenig werden die von den 
Zollbestimmungen vorgesehenen Besonderheiten hinsichtlich der Fristen für 
die Geltendmachung von Ansprüchen und die Beantwortung von Anfragen 
berührt. 

 Zahlung der zu zahlenden Schulden mittels Stempelmarken. 
 Frist für die Einreichung von Steuererklärungen und Selbstveranlagungen. 
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Weitere Auswirkungen vom Inkrafttreten dieses Königlichen Gesetzesdekrets bis zum 30. April 
2020. Diese Frist gilt nicht für die folgenden Zwecke: 
 

 Die Höchstdauer der von der staatlichen Steuerverwaltungsbehörde bearbeiteten 
Verfahren für die Anwendung von Steuern, Sanktionen und Überprüfungen, wenngleich 
die Verwaltung während dieses Zeitraums die wesentlichen Verfahren fördern, 
anordnen und durchführen kann. 
 

 Die Berechnung für die Zwecke von Verjährungsfristen gemäß Artikel 66 des Gesetzes 
58/2003 vom 17. Dezember, Allgemeine Besteuerung, sowie für die Zwecke der 
Ablauffristen. Bei informellen Beschwerden und verwaltungsrechtlichen Verfahren 
werden die abschließenden Beschlüsse als mitgeteilt verstanden, wenn ein Versuch der 
Mitteilung des Beschlusses zwischen dem Inkrafttreten dieses Königlichen 
Gesetzesdekrets und dem 30. April 2020 nachgewiesen wird. Die Frist zur Einreichung 
von verwaltungsrechtlichen Beschwerden gegen steuerliche Maßnahmen sowie zur 
Einlegung von Verwaltungsbeschwerden gegen Beschlüsse, die im Rahmen eines 
verwaltungsrechtlichen Verfahrens gefasst wurden, beginnt erst nach Ablauf dieser 
Periode bzw. nach Mitteilung gemäß Titel III Kapitel II Abschnitt 3 des Gesetzes 58/2003 
vom 17. Dezember über die allgemeine Besteuerung, falls diese nach diesem Zeitpunkt 
erfolgte. 
 

 Berechnung der maximalen Dauer der von der Generaldirektion des Katasters von Amts 
wegen eingeleiteten Verfahren, wenngleich die Verwaltung während dieser Zeit die 
wesentlichen Verfahren fördern, anordnen und durchführen kann. 
 

 

3. Änderung der Neufassung des Gesetzes über die Vermögensübertragungs- und 
Stempelsteuer, die durch die Königliche Gesetzesverordnung 1/1993 vom 24. 
September genehmigt wurde. Dem Artikel 45.I.B) der überarbeiteten Fassung des 
Steuergesetzes wird eine neue Nummer 23 hinzugefügt, um festzulegen, dass 
Urkunden, die vertragliche Novationen von Darlehen und Hypothekenkrediten 
formalisieren, die gemäß dem Königlichen Gesetzesdekrets vorgenommen werden, 
vom gestaffelten Steuersatz notarieller Dokumente der Modalität dokumentierter 
Rechtsakte (ITPyAJD) ausgenommen sind. 
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III. Maßnahmen im gewerblichen Bereich, die juristische Personen des Privatrechts 

betreffen 

 

 Sitzungen und/oder Treffen der Leitungs- und Verwaltungsorgane 

Abhaltung: Obwohl es in den Statuten nicht vorgesehen ist, können die Sitzungen der 
Leitungs- und Verwaltungsorgane von Vereinigungen, Zivilgesellschaften, 
Handelsgesellschaften, Genossenschaften und des Stiftungsvorstands per 
Videokonferenz abgehalten werden, um die Authentizität und die bilaterale Verbindung 
mit Bild und Ton der Fernteilnehmer zu gewährleisten. Die Sitzung gilt als am Sitz der 
juristischen Person abgehalten. 

Abstimmung: Über Vereinbarungen kann schriftlich und immer dann abgestimmt 
werden, wenn der Vorsitzende dies beschließt, und sie müssen auf Antrag von 
mindestens zwei Mitgliedern des Gremiums angenommen werden. Die Sitzung gilt als 
am Sitz der Gesellschaft abgehalten. 

 

 Änderungen bei der Aufstellung und Genehmigung der Jahresabschlüsse von 

Unternehmen 

 

Aufstellung: Die Frist von drei Monaten ab dem Ende des Geschäftsjahres für die 

Erstellung des Jahresabschlusses durch das Leitungs- oder Verwaltungsorgan der 

juristischen Person wird bis zum Ende des Alarmzustands ausgesetzt. Sie wird für 

weitere drei Monate ab dem Datum des Endes des Alarmzustandes 

wiederaufgenommen. Diese Aussetzung betrifft sowohl den ordentlichen, verkürzten, 

individuellen oder konsolidierten Jahresabschluss als auch, falls gesetzlich erforderlich, 

den Lagebericht. 

Falls der Jahresabschluss am Tag der Erklärung des Alarmzustands bereits aufgestellt 

wurde, wird die Frist für die buchhalterische Überprüfung dieses Jahresabschlusses, falls 

die Prüfung obligatorisch ist, um zwei Monate ab dem Ende des Alarmzustands 

verlängert. 

 

Genehmigung: Die Hauptversammlung findet zwangsläufig innerhalb von drei Monaten 

nach Ablauf der Frist für die Erstellung des Jahresabschlusses statt.  

Wenn die Einberufung der Hauptversammlung vor der Erklärung des Alarmzustands 

veröffentlicht wurde, der Tag der Versammlung jedoch zeitlich nach dieser Erklärung 

liegt, kann das Verwaltungsorgan den vorgesehenen Ort und die vorgesehene Uhrzeit 

der Versammlung ändern oder den Einberufungsbeschluss durch eine mindestens 

achtundvierzig Stunden im Voraus auf der Website des Unternehmens und, falls die 

Gesellschaft keine Website hat, im "Offiziellen Staatsanzeiger" veröffentlichte 

Mitteilung widerrufen. Im Falle eines Widerrufs des Einberufungsbeschlusses muss das 

Verwaltungsorgan die Versammlung innerhalb des Monats nach dem Datum, an dem 

der Alarmzustand beendet wurde, erneut einberufen. 
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Mit den entsprechenden Änderungen im Jahresabschluss, die diese beiden Aspekte mit sich 

bringen können. 

 

 Teilnahme eines Notars an einer Gesellschafterversammlung 

Wenn der Notar an einer Gesellschafterversammlung teilnehmen und das Protokoll der 

Versammlung aufnehmen muss, kann er Fernkommunikationsmittel in Echtzeit 

verwenden, um die Erfüllung seiner notariellen Pflichten angemessen zu gewährleisten. 

 

 Recht auf Trennung der Gesellschafter von Unternehmen 

Selbst wenn ein rechtlicher oder gesetzlicher Grund vorliegt, kann das Recht auf 

Trennung erst nach Beendigung des Alarmzustandes und etwaiger vereinbarter 

Verlängerungen ausgeübt werden. 

 

 Rückerstattung von Mitgliedsbeiträgen in Genossenschaften 

Die Rückerstattung von Beiträgen an die Genossenschaftsmitglieder, die während der 

Gültigkeit des Alarmzustandes austreten, wird bis sechs Monate nach Ende des 

Alarmzustandes verlängert. 

 

 Gesellschaftsauflösung 

 Wegen Ablauf der satzungsgemäßen Dauer des Bestehens der Gesellschaft: Die 

Gesellschaft wird erst nach Ablauf von zwei Monaten ab dem Ende dieser Frist 

von Rechts wegen aufgelöst. 

 Wegen eines gesetzlichen oder satzungsmäßigen Auflösungsgrundes: Falls vor 

der Erklärung des Alarmzustandes und während der Gültigkeit dieses Zustandes 

ein gesetzlicher oder satzungsmäßiger Grund für die Auflösung der Gesellschaft 

besteht, wird die gesetzliche Frist für die Einberufung des 

Auflösungsbeschlusses durch das Verwaltungsorgan der 

Gesellschafterversammlung bis zum Ende dieses Alarmzustandes ausgesetzt. 

 Wenn der rechtliche oder gesetzliche Auflösungsgrund während der Dauer des 

Alarmzustandes eingetreten ist, haften die Verwalter nicht für die während der 

Dauer des Alarmzustandes entstandenen Unternehmensschulden. 

 

 Aussetzung der Frist für den Ablauf der Eintragungen im Register 

Während der Gültigkeit des Alarmzustands und eventueller Verlängerungen, die 
vereinbart werden können, wird die Frist für den Ablauf von Grundbucheinträgen, 
Sicherheitshinweisen, Erwähnungen, Randbemerkungen und aller anderen 
Registrierungseinträge, die möglicherweise aufgrund des Zeitablaufs gelöscht werden, 
ausgesetzt. Die Berechnung der Fristen wird am Tag nach dem Ende des Alarmzustands 
oder seiner Verlängerung wiederaufgenommen. 
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 Frist zur Insolvenzantragstellung 

Solange der Alarmzustand in Kraft ist, ist der Schuldner, der sich in Insolvenz befindet, 
nicht verpflichtet, einen Insolvenzantrag zu stellen. Während und bis zwei Monate nach 
dem Ende des Alarmzustandes lassen die Richter Anträge auf Insolvenzverfahren nicht 
zu. 

Wenn ein freiwilliger Insolvenzantrag gestellt wurde, wird er bevorzugt zur Bearbeitung 
zugelassen, auch wenn er zu einem späteren Zeitpunkt eingereicht wird. 

Der Schuldner ist auch nicht verpflichtet, während der Gültigkeitsdauer des 
Alarmzustandes und selbst dann, wenn die in Artikel 5 bis des Insolvenzgesetzes 
genannte Frist abgelaufen ist, die Insolvenzerklärung zu beantragen, wenn er das 
zuständige Gericht in Kenntnis gesetzt hat über: 

 Die Aufnahme von Verhandlungen mit den Gläubigern, um eine 

Refinanzierungsvereinbarung zu erreichen. 

 Eine außergerichtliche Zahlungsvereinbarung. 

 Um die Einhaltung eines im Voraus vorgeschlagenen Abkommens zu erreichen. 

 

 

Das Team von Bové Montero y Asociados arbeitet weiterhin remote und steht Ihnen zur 

Verfügung, um Ihre diesbezüglichen Zweifel zu klären und Sie weiterhin in allen Belangen zu 

unterstützen. 

 


